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Allgemeine Bedingungen für die Überlassung von Arbeitskräften  

der RTS Rail Transport Service GmbH 

 
1. Geltungsbereich 

 
1.1. Diese Allgemeinen Bedingungen für die Überlassung von Arbeitskräften gelten für sämtliche 

Personalbereitstellungen im Sinne des Arbeitskräfteüberlassungsgesetz (AÜG), wenn Perso-
nal (im Folgenden „Arbeitskräfte“ genannt) von RTS Rail Transport Service GmbH (im Fol-
genden „Überlasserin“) einem anderen Unternehmen (im Folgenden „Beschäftigerin“) über-
lassen wird.  

1.2. Mit der Auftragserteilung bestätigt die Beschäftigerin in Kenntnis dieser Allgemeinen Bedin-
gungen für die Überlassung von Arbeitskräften zu sein und nimmt sie als Vertragsinhalt zur 
Gänze an. Stillschweigen der Beschäftigerin gilt jedenfalls als Zustimmung.  

1.3. Vertragsbedingungen oder sonstige Geschäftsbedingungen der Beschäftigerin sind unwirk-
sam und sind daher für das gegenständliche Rechtsgeschäft und die gesamte Geschäftsbe-
ziehung ausgeschlossen. 

1.4. Die Überlasserin besitzt die Erlaubnis zur gewerbsmäßigen Arbeitskräfteüberlassung gemäß 
GewO 1994.  

 

2. Angebot und Vertragsabschluss 
 

2.1. Unsere Angebote sind freibleibend und unverbindlich bis zum Vertragsabschluss und Erfül-
lung allfälliger vertraglicher Bedingungen. Ein Vertrag gilt erst mit Versenden einer schriftli-
chen Auftragsbestätigung durch uns als abgeschlossen.  

2.2. Der Beginn, die Dauer des Einsatzes, die Qualifikation der Arbeitskräfte und der Ort des Ar-
beitseinsatzes ergeben sich ausschließlich aus den von beiden Parteien unterfertigten Ver-
tragsunterlagen oder aus der von der Überlasserin ausgestellten Auftragsbestätigung. 

 
3. Leistungsumfang 
 

3.1. Der Gegenstand des Vertrages zur Arbeitskräfteüberlassung ist die Bereitstellung von Ar-
beitskräften, nicht jedoch die Erbringung bestimmter Leistungen. Die Überlasserin schuldet 
insbesondere keinen wie immer gearteten Arbeitserfolg. 

3.2. Die überlassenen Arbeitskräfte arbeiten unter der Führung, Weisung, Aufsicht und Verantwor-
tung der Beschäftigerin für die Dauer der Überlassung.  

3.3. Die Überlasserin ist jederzeit berechtigt überlassene Arbeitskräfte durch gleichwertige Arbeits-
kräfte zu ersetzen.  

3.4. Änderungen der Einsatzdauer, Arbeitszeit und -tätigkeit können nur durch einvernehmliche 
Zustimmung durch die Überlasserin und der Beschäftigerin vereinbart werden. 

 

4. Vergütung 
 
4.1. Die Höhe der jeweiligen Vergütung ergibt sich aus dem von der Beschäftigerin unterfertigen 

Angebot oder aus der Auftragsbestätigung der Überlasserin, jedenfalls gilt ein angemessenes 
Entgelt als vereinbart.  

4.2. Ändern sich nach der Auftragserteilung die Entlohnungsbestimmungen für die überlassenen 
Arbeitskräfte aufgrund gesetzlicher oder kollektivvertraglicher Anpassungen, so ist die Über-
lasserin berechtigt, das vereinbarte Honorar im selben Ausmaß wie die Entlohnungserhöhung 
anzuheben. Sollten überlassene Arbeitskräfte über einen vereinbarten oder voraussichtlichen 
Endtermin hinaus beschäftigt werden, gilt die vereinbarte Vergütung auch über diesen Termin 
hinaus.  
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4.3. Die im Angebot oder in der Auftragsbestätigung angeführte Vergütung ist zuzüglich der ge-
setzlichen Umsatzsteuer zu bezahlen. Sofern nichts anderes vereinbart ist, ist die Überlasse-
rin zur wöchentlichen Abrechnung berechtigt. 

4.4. Die Vergütung ist bei Rechnungserhalt unverzüglich und ohne jeden Abzug und spesenfrei 
auf das auf der Rechnung ausgewiesene Konto der Überlasserin zu überweisen. 

4.5. Wird die Rechnung von der Beschäftigerin nicht binnen 4 Tagen schriftlich beanstandet, gilt 
die Rechnung hinsichtlich der darin verrechneten Stunden und der Höhe des Honorars als ge-
nehmigt und anerkannt.  

4.6. Im Falle eines Zahlungsverzugs hat die Beschäftigerin die gesetzlichen Verzugszinsen zu 
bezahlen. Darüber hinaus ist die Beschäftigerin verpflichtet, die aufgelaufenen Mahnspesen 
sowie die mit der Betreibung der offenen Forderung verbunden Kosten zur Gänze zu tragen. 

4.7. Die Beschäftigerin ist nicht berechtigt, Forderungen oder Ansprüche gegen die Überlasserin 
mit der Vergütung für die Überlassung der Arbeitskräfte aufzurechnen, sofern nicht die Forde-
rungen der Beschäftigerin gerichtlich festgestellt oder von der Überlasserin schriftlich aner-
kannt wurden. Ein Zurückbehaltungsrecht an der für die Arbeitskräfteüberlassung geschulde-
ten Vergütung besteht nicht. 

4.8. Grundlage für die Abrechnung des Honorars sind die von der Beschäftigerin oder deren Gehil-
fen nach Beendigung der Arbeitszeit vor Ort mindestens einmal wöchentlich zu unterfertigen-
den und mit Firmenstempel zu versehenden Arbeitsnachweise (Stundennachweise), unab-
hängig vom Leistungsergebnis. Werden die Stundennachweise weder von der Beschäftigerin 
noch ihren Gehilfen unterfertigt, ist die Überlasserin – sofern es sich um einen Einsatz bei ei-
nem Dritten handelt – berechtigt, aber nicht verpflichtet, die Stundennachweise vom Kunden 
der Beschäftigerin verbindlich unterfertigen zu lassen. Mit Unterfertigung der Stundennach-
weise durch die Beschäftigerin, deren Gehilfen oder den Kunden der Beschäftigerin werden 
die geleisteten Stunden rechtsverbindlich festgestellt. Unterfertigt auch der Kunde der Be-
schäftigerin die Stundennachweise nicht, sind die Aufzeichnungen der Überlasserin Basis für 
die Abrechnung. Die Beschäftigerin hat gegenüber der Überlasserin die Richtigkeit der Auf-
zeichnung der angeführten Stunden in nachvollziehbarer Art und Weise nachzuweisen. 

 
5. Rechte und Pflichten der Überlasserin und Beschäftigerin 
 

5.1. Die Beschäftigerin gilt als Arbeitgeberin im Sinne der Arbeitnehmerschutzvorschriften und ist 
somit zur Einhaltung der Fürsorgepflichten sowie der geltenden gesetzlichen und sicherheits-
relevanten Bestimmungen und Vorschriften, insbesondere das ArbeitnehmerInnenschutzge-
setz (ASchG), das Arbeitskräfteüberlassungsgesetz (AÜG), das Ausländerbeschäftigungsge-
setz und das Arbeitszeitgesetz in jeweils geltenden Fassungen, verpflichtet. Verletzt die Be-
schäftigerin gesetzliche Bestimmungen, hat diese die daraus resultierenden Konsequenzen 
und Nachteile zu tragen und die Überlasserin schad- und klaglos zu halten.  

5.2. Die Beschäftigerin ist verpflichtet, die Überlasserin über die für die Überlassung wesentlichen 
Umstände vor deren Beginn in Kenntnis zu setzen, insbesondere über die benötigte Qualifika-
tion der überlassenen Arbeitskraft und die damit verbundene kollektivvertragliche Einstufung 
sowie die im Beschäftigerbetrieb geltenden wesentlichen Arbeits- und Beschäftigungsbedin-
gen (vgl. § 12a AÜG).  

5.3. Die Beschäftigerin ist verpflichtet die überlassenen Arbeitskräfte vor Arbeitsbeginn über Un-
fallvorschriften ausreichend zu informieren und den Arbeitskräften die erforderlichen ord-
nungsgemäßen und sicheren Werkzeuge, Ausrüstungen und Arbeitsmittel, sowie zu jeder Zeit 
die erforderliche Sicherheits- und Schutzausrüstung zur Verfügung zu stellen (insbesondere 
auf § 8 und §14 AschG, sowie die einschlägigen eisenbahnrechtlichen Regelwerke wird ver-
wiesen). Die Kosten für Schutzausrüstung sowie für gesetzlich oder betrieblich vorgeschrie-
bene medizinische Untersuchungen gehen ausschließlich zu Lasten der Beschäftigerin.  

5.4. Die mit der Arbeit verbundenen Gefährdungen sind von der Beschäftigerin zu dokumentieren 
und die daraus resultierenden Arbeitsschutzmaßnahmen zu ermitteln und zu dokumentieren. 
Die gegebenenfalls aus diesem Prozess entstehenden Schutzmaßnahmen sind in die Ar-
beitsprozesse zu implementieren.  

5.5. Im Falle eines Arbeitsunfalls hat die Beschäftigerin die Verantwortlichen der Überlasserin un-
verzüglich zu informieren.  
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5.6. Die Beschäftigerin ist zur Einsetzung der Arbeitskräfte ausschließlich unter den vertraglich 
vereinbarten Bedingungen wie Einsatzort, Tätigkeiten sowie Tätigkeitsbereich und Qualifikati-
onen berechtigt.  

5.7. Die Beschäftigerin ist verpflichtet alle zur Erfüllung der vertraglich vereinbarten Tätigkeiten 
benötigten Maschinen und Geräte bereitzustellen. Die Beschäftigerin kann der überlassenen 
Arbeitskraft die Erlaubnis erteilen Arbeitsmittel und Maschinen zu benützen, vorausgesetzt die 
Arbeitskraft wurde ordnungsgemäß in die Handhabung eingeschult und sicherheitstechnisch 
unterwiesen.  

5.8. Die erforderlichen Typen- sowie Orts- und Streckenschulungen der überlassenen Arbeitskräfte 
werden von der Beschäftigerin durchgeführt und die damit verbundenen Kosten werden von 
ihr getragen. 

5.9. Die Beschäftigerin ist nicht berechtigt die überlassenen Arbeitskräfte Dritten zu überlassen.  
5.10. Die Überlasserin sagt die Bereitstellung von sorgfältig ausgesuchten und qualifizierten Ar-

beitskräften zu. Beanstandungen sind unverzüglich nach Arbeitsaufnahme dem im Vertrag 
genannten verantwortlichen Mitarbeiter der Überlasserin zu melden. Auf Anfrage der Beschäf-
tigerin kann die Überlasserin einen Austausch der bereits eingesetzten Arbeitskraft vorneh-
men, wobei die daraus resultierenden Mehrkosten von der Beschäftigerin zu tragen sind.  

5.11. Die Überlasserin ist berechtigt den Arbeitseinsatzort der überlassenen Arbeitskraft jederzeit zu 
betreten und Auskünfte über die Einhaltung der Verpflichtungen der Beschäftigerin einzuholen 
und deren Durchführung zu überprüfen. 

5.12. Im Falle des Ausfalls einer überlassenen Arbeitskraft aufgrund von höherer Gewalt, Krankheit 
oder Unfällen hat die Beschäftigerin der Überlasserin den Ausfall unverzüglich mitzuteilen. 

5.13. Die Überlasserin sowie die Beschäftigerin verpflichten sich wechselseitig, die ihnen während 
der Zusammenarbeit bekanntwerdenden geheimhaltungsbedürftigen Daten und Informationen 
ausnahmslos vertraulich zu behandeln.  

 

6. Vorzeitige Beendigung des Vertrags 
 

6.1. Sowohl bei einer befristeten als auch unbefristeten Arbeitnehmerüberlassung ist die Überlas-
serin berechtigt die Überlassung unverzüglich zu beenden, wenn ein wichtiger Grund vorliegt. 
Ein wichtiger Grund liegt insbesondere dann vor, wenn: 

 

 die Beschäftigerin trotz Aufforderung die Arbeitnehmerschutz- oder Fürsorgepflichten nicht 

einhält (laut AÜG § 6 und § 6a), 

 die Beschäftigerin trotz Aufforderung gegen gesetzliche oder vertragliche Bestimmungen ver-

stößt, 

 die Fortsetzung des Vertragsverhältnisses wegen nach Vertragsabschluss eingetretener 

Umstände, welche die andere Vertragspartei zu vertreten hat, nicht mehr zugemutet werden 

kann. 

 der Vertragspartner seine Zahlungen eingestellt hat, ein Insolvenzverfahren bzw. ein ver-

gleichbares gesetzliches Verfahren beantragt oder ein solches Verfahren eröffnet oder des-

sen Eröffnung mangels Masse abgelehnt wird, 

 ein Streik im Betrieb der Beschäftigerin eintritt, 

 die überlassene Arbeitskraft einen Unfall erleidet oder erkrankt und die Überlasserin keine 

gleichwertige Ersatzkraft stellig machen kann, 

 sich die Vermögensverhältnisse der Beschäftigerin erheblich verschlechtern, 

 die Beschäftigerin mit einer Zahlung, zu der sie gegenüber der Überlasserin verpflichtet ist, 

trotz Mahnung seitens der Überlasserin mit mehr als 7 Tagen in Verzug ist. 

6.2. Wird der Vertrag aus den o.a. Gründen oder sonstigen Gründen, die in der Sphäre der Be-
schäftigerin liegen von der Überlasserin vorzeitig aufgelöst oder werden aus einem solchen 
Grund die überlassenen Arbeitskräfte von der Überlasserin abberufen, kann die Beschäftigerin 
keine Ansprüche, insbesondere aus dem Titel der Gewährleistung oder Schadenersatz, gegen 
die Überlasserin geltend machen.  

  



 

Version: 20.09.2017  Seite 4 von 5 
 

Gerichtsstand: Graz, Firmenbuch: FN 252571 d, Landesgericht für ZRS Graz, Steuernummer: 088/4992, UID-Nr.: ATU 61147501 
 Bankverbindung: Volkskreditbank AG Linz Domgasse, BLZ: 18600, Konto: 10.016.210, BIC: VKBLAT2L, IBAN: AT36 1860 0000 1001 6210

 
RTS RAIL TRANSPORT SERVICE GMBH, Puchstraße 184b, 8055 Graz, AUSTRIA 

 
7. Stornierung des Vertrages durch die Beschäftigerin 
 

7.1. Es werden folgende Stornobedingungen vereinbart: 
 

 Stornierung, welche bis 72 Stunden vor Leistungsbeginn oder früher erfolgen, werden mit 20 

% der ursprünglich bestellten Leistung verrechnet; 

 Stornierung, welche 72 bis 24 Stunden vor Leistungsbeginn erfolgen, werden mit 80 % der 

ursprünglich bestellten Leistung verrechnet. 

 Stornierung, welche innerhalb von 24 Stunden vor Leistungsbeginn erfolgen, werden mit 100 

% der ursprünglich bestellten Leistung verrechnet. 

 

8. Gewährleistung 
 

8.1. Die Überlasserin leistet dafür Gewähr, dass die überlassenen Arbeitskräfte ihre Zustimmung 
zur Überlassung gegeben haben und arbeitsbereit sind. Weiters gewährleistet die Überlasse-
rin, dass die von ihr eingesetzten Arbeitskräfte die Anforderungen an Qualifikation und Taug-
lichkeit für die vertraglich geschuldete Tätigkeit erfüllen. 

8.2. Um einen Gewährleistungsanspruch geltend zu machen, ist die Beschäftigerin verpflichtet 
umgehend nach Beginn der Überlassung die Arbeitskräfte gemäß den vereinbarten Qualifika-
tionen und der Arbeitsbereitschaft zu überprüfen. Die Beschäftigerin ist verpflichtet, einen Ge-
währleistungsanspruch innerhalb von 48 Stunden nach Überlassungsbeginn dem zuständigen 
Mitarbeiter der Überlasserin schriftlich (E-Mail genügt) bekannt zu geben. Nach 48 Stunden 
erlischt der Anspruch auf Gewährleistung. 

8.3. Liegt ein von der Überlasserin zu vertretender Mangel vor und verlangt die Beschäftigerin 
fristgerecht Verbesserung, wird die betreffende Arbeitskraft innerhalb angemessener Frist von 
der Überlasserin ausgetauscht.  

 

9. Haftung 
 
9.1. Die Überlasserin trifft keine Haftung für allfällige durch überlassene Arbeitskräfte verursachte 

und unter Weisung der Beschäftigerin entstandene Schäden. 
9.2. Die Haftung der Überlasserin sowie ihrer gesetzlichen Vertreter und Erfüllungsgehilfen gegen-

über Ansprüchen aus Delikten oder Vertragsverletzungen beschränkt sich auf Vorsatz und 
grobe Fahrlässigkeit. 

9.3. Die Überlasserin haftet weder für allfällige durch die überlassene Arbeitskraft verursachte 
Schäden bei der Beschäftigerin noch bei Dritten. Die Überlasserin haftet nicht für Verlust, 
Diebstahl oder Beschädigung des der überlassenen Arbeitskraft zur Verfügung gestellten 
Triebfahrzeuges, von Maschinen, Materialien, Werkzeugen, Zeichnungen oder sonstigen 
übergebenen Sachen.  

9.4. Die Überlasserin haftet weder für Materialschäden noch für Körperverletzungen, die die über-
lassenen Arbeitskräfte, das Personal der Beschäftigerin oder Dritte erleiden. Es obliegt der 
Verantwortung der Beschäftigerin sämtliche erforderliche Versicherungen abzuschließen. 

9.5. Für die Verzögerung oder das Unterbleiben von Arbeitsleistungen, insbesondere durch höhere 
Gewalt, Unfall oder Krankheit der überlassenen Arbeitskraft, haftet die Überlasserin nicht.  

9.6. Für Folge- und Vermögensschäden, von überlassenen Arbeitskräften verursachten Produkti-
onsausfälle und für Pönaleverpflichtungen, die die Beschäftigerin gegenüber ihrem Kunden 
eingegangen ist, besteht keine Haftung.  

9.7. Im Falle einer vorzeitigen Vertragsauflösung durch die Beschäftigerin haftet diese für die ent-
stehenden Nachteile der Überlasserin.  

 
10. Gerichtsstand und anwendbares Recht 
 
10.1. Für die Rechtsbeziehung, die sich aus diesem Vertrag ergibt, gilt ausschließlich österreichi-

sches Recht unter Ausschluss der Verweisungsnormen und des UN Kaufrechts. 
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10.2. Zur Entscheidung über allfällige Streitigkeiten aus diesem Vertrag ist ausschließlich das sach-
lich zuständige Gericht in Wien zuständig. 

 

 

11. Vertraulichkeit 
 
11.1. Die Beschäftigerin wird den Inhalt aller Angebote, sowie daran anknüpfende Vereinbarungen 

über die Arbeitskräfteüberlassung vertraulich behandeln. 
11.2. Die Weitergabe von Daten über die Betriebsabwicklung, Fahrbetriebsmittel, Betriebsgeheim-

nisse oder andere betriebliche Eigenheiten ist nur zulässig, soweit sie zur ordnungsgemäßen 
Betriebsabwicklung, an aktuelle oder potentielle Versicherer, an zur Verschwiegenheit ver-
pflichtete berufsmäßige Parteienvertreter, oder in Erfüllung einer gesetzlichen Pflicht erfolgt. 

 

12. Rechtsnachfolger 
 
12.1. Die Rechte und Pflichten aus diesem Vertrag einschließlich dieser Überbindungsverpflichtung 

sind allfälligen Rechtsnachfolgern ausdrücklich zu überbinden. 
12.2. Die Beschäftigerin ist verpflichtet vor Eintritt einer Rechtsnachfolge diese der Überlasserin 

anzuzeigen. 
 

13. Schlussbestimmungen 
 
13.1. Alle Änderungen bedürfen der Schriftform.  
13.2. Alle von diesen Allgemeinen Bestimmungen für Arbeitskräfteüberlassung abweichenden Ver-

einbarungen sind schriftlich zu vereinbaren. 
13.3. Im Fall von widersprüchlichen Regelungen gehen alle Bedingungen im Angebot der Überlas-

serin sowie im Vertrag diesen Allgemeinen Bestimmungen für Arbeitskräfteüberlassung vor.  
13.4. Die allfällige Unwirksamkeit einzelner Bestimmungen lässt die Geltung aller übrigen Bestim-

mungen unberührt. An die Stelle der unwirksamen Regelung tritt eine wirksame, die der un-
wirksamen nach Sinn und Zweck wirtschaftlich am Nächsten kommt. 


